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Abkiirzungsverzeichnis

WTO Welthandelsorganisation

BFS Bundesamt fur Statistik

LSVA Leistungsabhangige Schwerverkehrsabgabe

StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch

GAV Gesamtarbeitsvertrag

AuG Bundesgesetz Uber die Auslénderinnen und Auslander

BetmG Bundesgesetz Uber die Betaubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betadubungsmittelgesetz)

PKS Polizeiliche Kriminalstatistik

oMC Organisation mondiale du commerce

OFS Office fédéral de la statistique

RPLP Redevance sur le trafic des poids lourds liée aux prestations

CP Code pénal suisse

CCT Convention collective de travail

LEtr Loi fédérale sur les étrangers

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

SPC Statistique policiere de la criminalité
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Offentliche Ordnung

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden fir einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zlrich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhaltnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Ausléander (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Tlrkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhéltnisse in
ihren Heimatlandern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die franzdsischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Winschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grossten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der franzdsischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstéadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Genf:  2'000/Kurden,  4'000/Tamilen,  4'000/gegen  franz.  Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'5600/im Vorfeld eines Militar-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlésslich Militar-Defilee;

Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;

Zurich: 2'000/Alewiten aus der Tirkei, 1'600/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. fir eine
offene Schweiz);

Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;

Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;

Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;

Basel: 1'000/Alewiten aus der Tlrkei;

Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. '

Die Zahl der Grossdemonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten nahm gegeniber
dem Vorjahr von 21 auf 32 zu. Verantwortlich daflr war die grossere Zahl von
Kundgebungen, bei denen in der Schweiz lebende Auslander gegen die Unterdrickung
in ihren Herkunftsstaaten protestierten. Insgesamt wurden davon zwolf (1997: vier)
durchgefthrt: neun von Kosovo-Albanern, zwei von Kurden aus der Tirkei und eine von
Tamilen. Zweithaufigstes Demonstrationsthema waren die Proteste von kantonalen
Angestellten gegen eine Verschlechterung ihrer Anstellungsbedingungen im
Zusammenhang mit Sparmassnahmen. Von den insgesamt sieben derartigen
Kundgebungen, welche zum Teil auch von Streiks begleitet waren, fanden funf in der
franzdsischsprachigen Schweiz statt. Dreimal gingen Schiler und Studierende in grosser
Zahl auf die Strasse, um gegen Sparmassnahmen im Bildungsbereich zu manifestieren.
Eher ungewodhnlich waren die beiden Grosskundgebungen von Personen aus der
Wissenschaft, welche flur eine Ablehnung der Genschutzinitiative warben. Die grosste
Anzahl von Demonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten wurden in Bern und Genf
durchgefiihrt (je acht); in Lausanne waren es vier und in Zlrich drei. Die Albaner aus
dem Kosovo waren verantwortlich fir die beiden gréossten Demonstrationen mit 20'000
resp. 15'000 Teilnehmenden; beide fanden in Bern statt. Die beiden néchstgrdssten (je
12'000) wurden vom Staatspersonal des Kantons Waadt in Lausanne organisiert.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Bern: Strassentransportgewerbe gegen LSVA (7'000), Kosovo-Albaner (20'000),
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Behinderte fir Verfassungsartikel (8'000), Kosovo-Albaner (15'000), Kosovo-Albaner
(3'000), Kosovo-Albaner (2'000), Kurden (1'500), Kosovo-Albaner (2'000);

Genf: Kosovo-Albaner (3'000), Kosovo-Albaner (5'500), Wissenschafter gegen Gen-
Initiative  (1'600), gegen WTO (4'000), gegen WTO (1'000), Tamilen (4'000),
Staatsangestellte  gegen  Sparmassnahmen  (2'500), Staatsangestellte  gegen
Sparmassnahmen (1'500);

Lausanne: Kurden (3'000), Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (12'000),
Staatsangestellte  gegen  Sparmassnahmen  (12'000), Staatsangestellte  gegen
Sparmassnahmen (1'200);

Zurich: Kosovo-Albaner (8'000), Gewerkschafter SMUV flir Arbeitszeitverkirzung
(2'000), Wissenschafter gegen Gen-Initiative (2'500);

Basel: Angestellte aus Mannheim/DE gegen Stellenabbau bei Roche (1'000), Kosovo-
Albaner (3'000);

Sion: Schiler gegen neues Schulgesetz (3'000), Bauern gegen WTO (2'500);

Aarau: Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (5'000);

Bellinzona: Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen (1'000);

Biel: Gewerkschafter SMUV fur GAV (3'500);

Neuenburg: Studierende (2'500);

Solothurn: Mittelschiler gegen Einflihrung von Schulgeldern (1'400). ?

Kriminalitat

Die polizeiliche Kriminalstatistik (PKS), welche seit 2009 in revidierter Form jahrlich
erscheint, stellte im Jahr 2015 nach einem erneuten Rickgang um 7.3 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr den tiefsten Stand der Widerhandlungen gegen das StGB seit der
Revision der Statistik fest. Mit einem Anteil von knapp 69 Prozent machten auch 2015
die Vermogensstraftaten den Grossteil aller Straftaten gegen das StGB aus. Dass das
unter den Uberbegriff Vermégensstraftaten fallende Delikt des Diebstahls mit all seinen
Unterkategorien wie Einbruch-, Taschen- oder Fahrzeugdiebstahl 2015 rticklgufig war (-
1.9%), spiegle sich folglich in den Gesamtzahlen wieder, so das BFS. Insbesondere bei
den Einbruchdiebstahlen war im Vorjahresvergleich mit 19 Prozent ein Rekordminus zu
beobachten. Auch die Zahl der Einschleichdiebstdhle war 2015 um 11 Prozent
zurtickgegangen. Diese Entwicklungen seien auf die bessere Sensibilisierung der
Bevolkerung, die verstéarkte Polizeiprésenz sowie den weiterhin sinkenden Goldpreis
zuruckzufihren, so die Einschatzung des emeritierten Strafrechtsprofessors Martin
Killias in einem Interview mit dem St. Galler Tagblatt. Es gab 2015 allerdings auch
Tatbestdnde, bei welchen eine Zunahme der Widerhandlungen gegen das StGB zu
beobachten war; namentlich Betrugsfalle und Falle von Veruntreuung nahmen im
Vergleich zu 2014 um rund 24 Prozent zu.

Nachdem die Zahl der vollendeten Tétungsdelikte ein Jahr zuvor ein Rekordtief erreicht
hatte, stieg diese 2015 erneut an (2014: 41; 2015: 57), dies insbesondere im hauslichen
Bereich (+57%). Auch Gewalt und Drohung gegen Beamte war von 2567 auf 2808 Félle
(+9.4%) angestiegen. Wie der Sonntags-Blick schrieb, sei insbesondere eine Zunahme
von Beschimpfungen und damit eine Abnahme des Respekts gegen Amtspersonen zu
beobachten.

Eine Neuerung in der Kriminalstatistik 2015 war die Berechnung von Haufigkeitszahlen
fur eine Auswahl von Gewalt- und Vermdgensstraftaten in Kantonen und Stadten mit
mehr als 30'000 Einwohnerinnen und Einwohnern. So waren im Jahr 2015, was
Gewaltstraftaten anbelangt, Freiburg, Basel und Biel die «geféhrlichsten Stadte», wie
der «Blick» folgerte. Die «sichersten Stadte» waren hingegen Koniz, Thun und Chur. Die
Gefahr von Einbruch- und Einschleichdiebstdhlen war in Neuenburg, Genf und
Lausanne am grossten. Wahrend in Neuenburg die Zahl gegenlber 2014 zugenommen
hatte, waren die Zahlen der beiden letzten Stadte rlcklaufig. Am wenigsten Einbruch-
und Einschleichdiebstahle wiesen 2015 Uster, Lugano und Schaffhausen auf.

Straftaten im Zusammenhang mit dem BetmG (+6.3%) verbuchten 2015 einen Anstieg
gegenliber dem Vorjahr. Die Tatbestande der Sicherstellung (+7.5%), des Schmuggels
(+122.4%) sowie des Anbaus und der Herstellung von Betdubungsmitteln (+45.0%),
hatten 2015 im Vergleich zum Vorjahr allesamt zugenommen. Wahrend der Konsum
stabil geblieben war, war eine leichte Abnahme des Handels mit Betaubungsmitteln
festzustellen (-4.6%).

Nachdem die Zahl der Widerhandlungen gegen das AuG 2014 rucklaufig gewesen war,
nahm sie 2015 wieder zu (+6.7%). Diese Entwicklung sei auf die Zunahme der
rechtswidrigen Ein- und Ausreise sowie des rechtswidrigen Aufenthalts (+10.7%)
zurtickzufuhren, schloss das BFS in seinem Bericht.

Auch 2015 war die Zahl der Beschuldigten im Zusammenhang mit dem StGB gesunken.
In Bezug auf die Altersgruppen zeigte sich dies vorwiegend in einem erneuten
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Rickgang der Zahl von minderjéhrigen Beschuldigten (-10.5%). Dies sei auf veradnderte
Lebensgewohnheiten zurlickzufihren; Jugendliche sadssen heutzutage viel haufiger vor
dem Computer, so Killias im St.Galler Tagblatt. Auch bei den jungen Erwachsenen (18-
bis 24-Jahrige; -3.8%) sowie bei den Ubrigen Altersgruppen waren die Werte ricklaufig;
bei Ersterer handelte es sich sogar um den tiefsten Wert seit der Statistikrevision 2009.
Dieselbe Aussage traf das BFS zudem auch flr die Zahl von Beschuldigten aus dem
Asylbereich (-18.7%). 3

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Acht Stadte - Basel, Bern, Biel, Lausanne, Luzern, St. Gallen, Winterthur und Zirich -
liessen von einer Beratungsfirma einen Vergleich ihrer Sozialhilfe anstellen. Die
Untersuchung kam zum Schluss, dass sich die Probleme in allen diesen Stéddten &@hnlich
stellen: Die Kosten sind im letzten Jahrzehnt erheblich gestiegen, scheinen sich nun
aber zu stabilisieren. Es zeigte sich aber auch, dass ein Vergleich schwierig ist, da die
Systeme von Kanton zu Kanton, oft sogar noch von Ort zu Ort verschieden sind. Die
sogenannte Sozialhilfedichte (Anteil der Sozialhilfeempféangerinnen und -empfénger an
der Gesamtbevélkerung) liegt im Mittel der acht Stadte bei 5,4%. Biel als Stadt mit
besonders hoher Arbeitslosigkeit wies mit 7,5% den héchsten, Winterthur mit 3,6% den
tiefsten Wert aus. Kinder und Jugendliche waren tberall etwa doppelt so haufig von der
Sozialhilfe abhangig wie Erwachsene. Eine wichtige Kennzahl im Vergleich der
Fursorgeamter ist die Dauer der Sozialhilfeabhangigkeit, da sie Auskunft Uber die
Effizienz der getroffenen Integrationsmassnahmen gibt. In Basel wurde mit 39,4% der
hochste Anteil von Sozialhilfeempfangern mit einer Bezugsdauer von mehr als drei
Jahren festgestellt; am glinstigsten schnitt Biel mit 20,8% Prozent ab. *

1) Bund, 20.2., 27.3. und 13.11.95; NZZ, 13.3. und 28.7.95; BaZ, 15.3.95; TA, 20.3., 3.4, 26.6. und 3.10.95; SGT, 29.5.95; Lib.,
2.8.und 16.6.95; JdG, 156.8., 2.9., 20.10. und 27.11.95; Presse vom 28.8., 24.9., 25.9. und 9.10.95; 24 Heures, 25.9., 20.11. und
1.12.95; LZ,18.10.95.

2)Bund, 12.1, 9.3.,16.3., 23.3., 30.3., 20.6., 10.8. und 23.11.98; BaZ, 19.1. und 16.3.; NZZ, 3.3.,10.3., 29.4. und 26.10.98; TA,
7.3.,21.3. und 29.4.; 24 Heures, 9.3.,18.5.,19.5., 25.9. und 20.11.98; TG, 29.4., 20.5., 11.8., 25.9. und 23.10.98; AZ, 24.6.98;
NLZ, 27.7.98; LT, 19.8., 7.10. und 18.11.98; SZ, 11.9.98; CdT, 26.11.98.

3) Medienmitteilung BFS vom 21.3.16; Polizeiliche Kriminalstatistik, Jahresbericht 2015; Blick, SGT, 22.3.16; So-Bli, 27.3.16
4) Presse vom 4.7.00.
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